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Cottbus – Das jährliche Gedenken 
an die Opfer der Bombardierung im 
2. Weltkrieg 

Aufrufe von Links und von Rechts, 
mit vollkommen unterschiedlichen 
Intentionen, der Opfer des Bomben-
angriffs auf Cottbus zu gedenken und 
wie immer in der Mitte – unsere Bran-
denburger Polizei! 

Ich habe an diesem Tag die „Aktio-
nen“   in Cottbus über acht Stunden 
verfolgt. Ich sage vorweg, damit ich 
nicht falsch verstanden werde, ich bin 
für jeglichen friedlichen Protest ge-
gen rechte Gruppierungen, Veran-
staltungen und Organisationen auf 
der Grundlage der in Deutschland 
geltenden Gesetze. 

Aber im Grundgesetz ist auch das 
Recht auf freie Meinungsäußerung 
und nach Artikel 8 das geschützte 
Recht auf Versammlungsfreiheit ver-
ankert. Wenn also ein/e rechter Auf-
marsch/Kundgebung/Demonstration 
nicht verboten wird, ist die Polizei 
verpflichtet, die grundgesetzlich ver-
ankerten Rechte auch für diese Ver-
anstaltung abzusichern. 

Der schwierige Umgang mit dem 
Versammlungsrecht 

Wenn dann aus Lautsprecherwa-
gen der Gegendemonstration be-
wusst vorrangig Stimmung gegen die 
Polizei gemacht wird, Aufrufe statt-
finden, die (nett formuliert) grenzwer-
tig zu erteilten Auflagen sind, man 
unterstellt, dass es „Übergriffe“ der 
Polizei gibt und man Telefonnum-
mern per Lautsprecher an die De-
monstrationsteilnehmer gibt, an die 
sich wenden können, um ihre Interes-
sen gegen die Staatsmacht durchzu-
setzen, dann ist das schon mehr als 
bedenklich. Wenn ein solcher Laut-
sprecherwagen noch die Aufschrift 
einer Regierungspartei in Branden-
burg trägt, dann sorgt das bei vielen 
unserer Kolleginnen und Kollegen für 
Unverständnis. Wir haben nichts an-
deres umzusetzen als das, was der 
Gesetzgeber – und Gesetzgeber ist 
auch der Brandenburger Landtag – 
beschließt. Wir haben Versamm-
lungsrecht und nicht „Brandenburger 
Landrecht“ durchzusetzen. Versamm- 
lungsrecht, so wie es unsere Kollegin-
nen und Kollegen an der Fachhoch-
schule gelernt haben. Und wir haben 
Straftaten zu verhindern und nicht 
Straftaten im Zuge des Aufeinander-
prallens von Demonstrationszügen 
zuzulassen. 

Wenn dann im Nachhinein per 
Mail landesweit verbreitet wird, dass 
unsere Kolleginnen und Kollegen 
verletzend und entwürdigend vorge-
gangen sind und sie friedlichen Pro-
test von der Straße gesprayt, getreten 
und geprügelt haben, dann ist das für 
uns als Polizei des Landes Branden-
burg und als Gewerkschaft der Poli-
zei nicht hinnehmbar. 

Ich erwarte von führenden Vertre-
tern unserer Landesregierung eine 
klare Positionierung für ihre Polizei 
und gegen derartig diffamierende 
Unterstellungen gegen unsere Kolle-
ginnen und Kollegen. 

Wenn Absperrungen – und ich 
habe es selbst gesehen – von linken 
Demonstranten überrannt werden 
sollen, dann ist die Polizei gefordert, 

das mit den ihnen zur Verfügung ste-
henden Mitteln zu unterbinden. Wer 
will denn für die Folgen verantwort-
lich sein, wenn gewaltbereite linke 
und rechte Kräfte aufeinandertreffen. 
Dann gibt es auch wieder nur einen 
Schuldigen und der heißt Polizei. 

Wenn man sich Vorurteile gegen 
die Polizei bildet, diese landesweit 
verbreitet, einem Innenminister un-
terstellt, dass seine Polizei prügelt, 
sprayt und schubst, Abgeordnete ab-
drängt, Arme bricht, usw. ..., dann ist 
dies diffamierend, beleidigend und so 
für uns nicht hinnehmbar. 

Das Anmelden von angeblich stän-
dig neuen „Spontanversammlungen“ 
und „Spontandemonstrationen“, die 
über Tage und Wochen vorbereitet 
sind, ist genauso rechtswidrig wie das 
sich Verstecken hinter dem Begriff 
des sogenannten zivilen Ungehor-
sams. Ziviler Ungehorsam ist friedli-
cher Protest und nicht Gewalt gegen 
andere. 

Eine ganz persönliche Anmerkung/
Anregung. Warum gelingt es nicht in 
Brandenburg, wie es in anderen Bun-
desländern möglich ist, unter großer 
Zustimmung von Parteien, Gewerk-
schaften und weiten Teilen der Bevöl-
kerung friedlich der Opfer der Bombar-
dierungen Ende 1944/Anfang 1945 zu 
gedenken? Diese Bombardierungen 
hatten keine militärischen Ziele, son-
dern waren Teil von Strategien der Ver-
geltung und des Brechens jeglichen 
Widerstandes. Im Zuge dieser Bombar-
dierungen sind in Deutschland Zehn-
tausende unschuldige Menschen ums 
Leben gekommen. Wenn ich mich am 
Rande der Demonstration und Kundge-
bung mit älteren Menschen der Stadt 
unterhalten habe, dann haben sie ge-
nau dieses geäußert. Man soll Geden-
ken an unschuldige Opfer in anderer 
Form durchführen. 

Und man kann auch anders auf 
rechte Provokationen reagieren. Cott-
buser Bürgerinnen und Bürger wur-

Fortsetzung auf Seite 2
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den vor einigen Jahren im Vorfeld ei-
ner NPD-Demo einfach aufgerufen, 
alle Türen und Fenster zu schließen 
und die Nazis zu ignorieren. Das ha-
ben sie auch getan. In der Folge ist 
der braune Spuk gänzlich unbeachtet 
durch die Straßen geschlichen und 
hat sich in Luft aufgelöst; unbeachtet 
auch von den Medien. Mit Aktionen 
wie jetzt in Cottbus werden die Nazis 
eher aufgewertet als effektiv ins Ab-
seits gestellt. Ich hoffe, dass sich der 
eine oder andere Verantwortliche 

Fortsetzung von Seite 1 meine Worte durch den Kopf gehen 
lässt. Auch ich habe das Recht auf 
Meinungsfreiheit und ich möchte 
nicht pauschal in eine Ecke gestellt 
werden, wo ich aufgrund meiner poli-
tischen Auffassung 100%ig nicht hin-
gehöre. Aber ich habe als Vorsitzen-
der dieser Gewerkschaft der Polizei 
eine Verantwortung, die ich auch 
wahrnehme – für unsere Kolleginnen 
und Kollegen, die sich jetzt mit Anzei-
gen wegen Körperverletzung im Amt 
konfrontiert sehen und öffentlich an 
den Pranger gestellt werden, nur weil 
sie ihrer Verantwortung nach Recht 

und Gesetz nachgekommen sind. 
Die Gewerkschaft der Polizei Bran-
denburg nimmt die aktuelle Diskussi-
on zum Anlass, sich im Rahmen einer 
Fachtagung mit allen Facetten von 
Versammlungsrecht, „Brandenburger 
Landrecht“ und zivilen Ungehorsams 
und insbesondere mit der Situation 
unserer eingesetzten Kolleginnen 
und Kollegen zu befassen. Die ent-
scheidende Frage ist doch, wie es um 
eine „Demokultur“ im toleranten 
Brandenburg steht. Über die Ergeb-
nisse werden wir berichten. 

Andreas Schuster

Ein Bett mit Schimmel und Stockflecken

Nicht gesicherter, geöffneter Stromverteiler-
kasten

Am 5. 2 .2015 verlegte die 1. Ein-
satzhundertschaft der BPA anforde-
rungsgemäß in die bayrische Landes-
hauptstadt zur Unterstützung der 
Landespolizei bei der Absicherung 
der 51. Münchner Sicherheitskonfe-

Kreisgruppe FDBD

Die 51. Münchner Sicherheitskonferenz 
– Licht und Schatten

renz. Gegen 19 Uhr in der 1. BPA 
München eingetroffen, nahmen die 
Einsatzkräfte zunächst einmal die fäl-
lige Abendverpflegung zu sich.

Im Anschluss sollte das für die fol-
genden vier Tage und drei Nächte 
dienende Quartier bezogen werden. 
Die noch von der guten Verpflegung 
geprägte ausgezeichnete Laune sollte 
schlagartig auf den Tiefpunkt sinken.

Die im Rahmen der Einsatzvorpla-
nung zugewiesene Kaserne des Flie-
gerhorstes Fürstenfeldbruck hatte 
ihre besten Zeiten bereits hinter sich. 
So zeigten sich die sanitären Einrich-
tungen, die Zimmer, die Betten als 

auch der Reinigungszustand in derart 
desaströsen Zustand, dass selbst ge-
standene Kollegen geschockt waren.

Die auf den ersten Blick festgestell-
ten Mängel waren zum Teil ästheti-
scher, zum Teil aber auch gesund-
heitsgefährdender Natur. Ein kleiner 
Auszug aus der Mängelliste der be-
troffenen Kollegen lässt nur erahnen, 
in welch schlechtem Zustand sich die 
zugewiesene Unterkunft befand. 

Mit Haaren verschmutzte, zum Teil 
benutzte Bettwäsche, nicht entleerte 
Mülleimer, ein lose aus der Wand 
hängendes, nicht isoliertes Stromka-
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bel, ein geöffneter ungesicherter 
Stromverteilerkasten, die Überreste 
von Erbrochenem auf dem Fußboden 
eines Zimmers, unzureichende, unge-
pflegte Sanitäreinrichtungen, Bettde-
cken und Kissen mit Schimmelfle-
cken sowie Schimmel an den Fenstern 
komplettieren den Auszug einer lan-
gen Mängelliste.

Der Objektverantwortliche war 
unter der übermittelten Telefonnum-
mer ab 20 Uhr nicht mehr erreichbar. 
So musste ein Großteil der Einsatz-
kräfte sich mit den Gegebenheiten 
abfinden und in dieser Unterkunft 
nächtigen. Ein kleiner Teil der Kolle-
gen erhielt Zimmer im ansässigen 

Ohne Worte …� Bilder: T. Walle

Offiziersheim, diese waren akzepta-
bel.

Ein großer Dank sei in diesem Zu-
sammenhang an Ingo Hammer und 
Ramona Lemke gerichtet. Die beiden 
beauftragten Kollegen haben ohne 
Rücksicht auf die eigene Ruhezeit un-
ter Nutzung aller Register versucht 
für die Kollegen das Beste zu errei-
chen. Nach Rücksprache mit der 
nächtlichen Kasernenleitung sowie 
dem Offizier vom Dienst konnten 
noch einige wenige Unterkünfte or-
ganisiert werden, deren Zustand et-
was besser war. 

So konnten einige Kollegen in der 
Nacht der Anreise die Zimmer tau-
schen.

Am darauffolgenden Morgen galt 
es zunächst erst einmal, 45 km zurück- 
zulegen, um das Frühstück in der 
1. BPA München zu empfangen.

Aufgrund des Berufsverkehrs 
nimmt diese Strecke rund eine Stun-
de Zeit in Anspruch. Aus meiner Sicht 
ein planerischer Fauxpas. 

Dieses Szenario hätte tagein, tag-
aus vor dem Einsatz ohne Essen, ge-
schweige denn ein „Kaffee am Mor-
gen“ durch Kollegen bewältigt 
werden müssen. 

Am Freitag früh wurde dann coura-
giert durch die Hundertschaftsführung 
remonstriert, dies wurde durch die 
Vorlage entsprechender Prints –  BeDo  
sei Dank – erschreckend eindrucksvoll 
untermauert  Der verantwortliche Ver-
sorger aufseiten des bayrischen Stabs-
dienstes entschuldigte sich für die Zu-
weisung dieser Unterkunft und 
beteuerte, davon keine Kenntnis ge-
habt zu haben. Der verantwortliche 
Kollege intervenierte sofort und konn-
te bereits 15 Minuten später eine gute 
Unterkunft in der Münchner Innen-
stadt zusagen. Diese positive Nach-
richt erhielten die Einsatzbeamten 
beim Frühstück – „Gott sei Dank“ und 
das ein oder andere leise und erleich-
terte „Dankeschön!“ war zu verneh-
men.

So hieß es nach dem Frühstück, zu-
rück nach Fürstenfeldbruck, Sachen 
packen und in das zugesagte Hotel in 
München umziehen. Die letzten Zim-
mer des Hotels konnten aufgrund der 
Reinigung nach dem Verlassen der 
letzten Gäste erst gegen 17 Uhr bezo-
gen werden. Doch dies war dann auch 
zu verschmerzen. 

Thomas Walle, Vertrauensmann 2. Zug

Fortsetzung auf Seite 4

Die sechs Arbeitsgruppen, die zur 
Evaluierung der Polizeireform 2020 
eingesetzt wurden, befinden sich auf 
der sogenannten Ziellinie. Unsere 
Vertreter des Polizei-Hauptpersonal-
rates und der Gewerkschaft der Poli-
zei haben in den letzten Monaten an 
unzähligen Beratungen teilgenom-
men und dabei die mit der letzten Po-
lizeireform verbundenen Probleme 
aufgegriffen und Forderungen zu de-
ren Beseitigung eingebracht. Jetzt 
liegen die Textbausteine mit den Vor-
schlägen der einzelnen AGs auf dem 
Tisch. Unsere Fachausschüsse wer-
den diese Papiere nun bewerten, 
Knackpunkte herausstellen und un-
sere Erwartungen formulieren.

Am 3. März trafen sich die Mitglie-
der des Fachausschusses Verwaltung 
in der GdP-Geschäftsstelle. 

Aktuelles

Fachausschuss Verwaltung berät zur 
Evaluierung der Polizeireform

Das Studium der vorliegenden 
Textbausteine zeigte, dass es sowohl 
Übereinstimmungen, aber auch un-
terschiedliche Auffassungen bei der 
Bewertung der Polizeireform gibt. 
Eingestanden wird nun endlich, dass 
es mit der „Personaleinsparreform 
2020“, entgegen den ursprünglichen 
Behauptungen, in allen Bereichen, 
so auch in der Verwaltung, zu erheb-
lichen Arbeitsverdichtungen gekom-
men ist. Gezeigt hat sich auch, dass 
es irrig war zu glauben, dass mit der 
Zusammenlegung der Verwaltungs-
bereiche der Polizeipräsidien Pots-
dam und Frankfurt (Oder) sowie des 
LKA und der LESE bis zu 50% des 
Personals eingespart werden könne. 
Ganz im Gegenteil – mit der Einfüh-
rung einer Vielzahl von neuen beam-
tenrechtlichen Regelungen wie der 

unsäglichen Kennzeichnungspflicht 
und der unterschiedlichen Pensions-
altersgrenzen im Polizeivollzug aber 
Zuwachs an Technik haben den Ver-
waltungsaufwand steigen lassen.

Und es hat sich auch gezeigt, dass 
die Einführung neuer Techniken und 
IT-Lösungen nicht zwangsläufig Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter über-
flüssig macht. (Mal ganz unabhängig 
davon, ob diese neuen Techniken 
und IT-Anwendungen überhaupt so 
funktionieren wie sie sollen und auf 
eine entsprechende Akzeptanz bei 
den Nutzern stoßen.)

Deshalb ist es für den Fachaus-
schuss entscheidend, mit wie viel 
Personal die einzelnen Verwaltungs-
bereiche zukünftig ausgestattet wer-
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den, damit sie ihren Serviceauftrag 
für unsere Kolleginnen und Kollegen 
im WWD, in der Kripo, den Verkehrs-
diensten, in der Präventionen und 
den Besonderen Diensten überhaupt 
gerecht werden können. Der Lan-
desrechnungshof hat dafür eine 
„Personalbemessungsrichtlinie“ er-
arbeitet. Der FA Verwaltung kriti-
siert, dass in den vorliegenden Pa-
pieren schon wieder ein höherer 
Ansatz bei der Anzahl des zu betreu-
enden Personals je Sachbearbeiter 
gewählt wurde.

Darüber hinaus fordert der FA 
Verwaltung, die jetzigen Fachdirek-
tionen LKA und Besondere Dienste 
aufzuwerten und ihnen, so wie den 
Polizeidirektionen, Personalzustän-
digkeiten und einen fachspezifischen 

Fortsetzung von Seite 3 Teil des Stabsbereiches Logistik zu-
rückzuübertragen. 

Unser Polizeiorchester leistet ei-
nen wichtigen Beitrag zur Präventi-
on und ist ein über die Landesgren-
zen hinaus bekanntes Aushänge- 
schild für eine bürgernahe Polizei. Es 
ist nicht nur zu erhalten, sondern 
auch so personell auszustatten, dass 
es seinem qualitativ hohen Anspruch 
auch weiterhin gerecht werden 
kann.

Mit der neuen Zielzahl von min-
destens 7800 (oder mehr) Kollegin-
nen und Kollegen müssen auch die 
Fachhochschule und der Zentral-
dienst personell und räumlich so aus-
gestattet werden, dass auch sie ih-
rem Serviceauftrag gerecht werden 
können.

Der FA befasste sich auch mit Fra-
gen des Gesundheitsmanagements, 

das künftig nicht hauptsächlich die 
langzeiterkrankten Mitarbeiter im 
Fokus hat, sondern mehr als bisher 
die Gesunderhaltung unserer Kolle-
ginnen und Kollegen und die Ursa-
chenbekämpfung für Erkrankungen 
im Visier hat. Dazu gehören dann 
auch ein professionellerer Arbeits- 
und Gesundheitsschutz und die wei-
tere Ausgestaltung von Möglichkei-
ten der Vereinbarkeit von Beruf & 
Familie sowie der Arbeitsortflexibili-
sierung.

Die vollständige Stellungnahme 
des Fachausschusses Verwaltung 
steht unseren GdP-Mitgliedern im 
Internet unter www.gdp-branden-
burg.de zur Verfügung.

i. A. des FA Verwaltung,
Tommy Kühne

Zum Auftakt dieses Jahres stand 
der Besuch der Raumschießanlage 
des Weiterbildungszentrums Süd 
am Standort Finsterwalde auf unse-
rem Veranstaltungsplan. Es war 
eine Ausnahme, neben der Besichti-
gung der Anlage auch noch einmal 
schießen zu dürfen. Und obwohl ei-
nige Senioren schon lange Zeit aus 
dem Dienst ausgeschieden sind, ha-
ben sie es nicht verlernt, mit der 
Schusswaffe umzugehen. Schließ-
lich war jeder von uns einmal bei 
der Polizei tätig. Am 19. Februar tra-
fen wir uns im Vorraum der Schieß-
anlage und wurden mit einer Tasse 
Kaffee empfangen. Einsatztrainer 
Steve Schultchen stellte uns im An-
schluss die Anlage vor, welche erst 
kürzlich modernisiert wurde und 
nun auf dem neuesten technischen 
Stand ist. Jeder Senior, der noch 
einmal schießen wollte, wurde ge-
wissenhaft belehrt und unterschrieb 
einen Haftungsausschluss. Auf der 
Schießbahn wurden uns die Waffen, 
mit der die Polizei ausgerüstet ist, 
erklärt. Das war notwendig, da eini-
ge Senioren diese Waffe nicht mehr 

Senioren

Polizeisenioren besuchten Raumschießanlage 
in Finsterwalde!
kennengelernt haben und die ande-
ren Kollegen ihr Wissen auffrischen 
mussten. Die Unterweisung an der 
Pistole und der gesamte Ablauf des 
Schießens wurde sehr freundlich 
von der Kollegin und Einsatztraine-
rin Aileen Mattuschka geleitet. 

Zum Schießen wurden alle mit 
Gehörschutz ausgerüstet und mit-
tels Videodarstellung mit einer An-
griffssituation konfrontiert. Wir lern-

ten, wie Polizisten heute die Pistole 
in den Anschlag bringen, wenn sie 
von einem Einbrecher lebensbedro-
hend angegriffen werden. Das 
Schießen selbst erfolgte dann zuerst 
in einer Entfernung von drei Metern 
auf Ziele, die auf einer Leinwand 
auftauchten und praxisnah nur für 
eine kurze Zeit zu sehen waren. Da-
bei zeigte sich, dass es schon aus 
dieser Entfernung nicht einfach ist, 
zu treffen. Beim zweiten Durchgang 
wurde aus sechs Metern Entfernung 
geschossen und wir haben festge-
stellt, dass hier noch mehr Schüsse 
ihr Ziel verfehlten. All das hat uns 
verdeutlicht, wie schwer es ist, 
selbst aus so kurzer Entfernung zu 
reagieren und zu treffen. 

Alle Polizisten haben jährlich die 
Handhabungssicherheit an der 
Schusswaffe nachzuweisen. Damit 
wird stets geprüft und sichergestellt, 
dass der Polizist, der eine Waffe tra-
gen darf, diese auch beherrscht und 
auch weiß, wann er sie einsetzen darf. 
Nach dem Schießen wurde uns noch 
die Maschinenpistole anschaulich er-
klärt. Sie wird jedoch nur zu bestimm-

Einsatztrainerin Aileen� Bild: S. Richter 
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 Senioren

ten Einsätzen von Polizisten geführt. 
Bert Nogatz, Fachwart für Schieß-
standtechnik, sorgte aus dem Regie-
raum die gesamte Zeit über für einen 
reibungslosen Ablauf und unsere Si-
cherheit. 

Wir möchten uns sehr herzlich und 
freundschaftlich bei der Kollegin und 
den Kollegen der Schießanlage und 
beim Leiter des Weiterbildungszent-
rums Süd der Fachhochschule der Po-
lizei des Landes Brandenburg bedan-
ken, dass sie es uns erlaubt haben, 
praxisnah zu erleben, wie unsere Po-
lizisten ausgebildet werden und trai-
nieren.�  Siegfried Richter

Unsere Seniorengruppe trifft sich 
regelmäßig. Am 3. 3. 2015 war es wie-
der soweit. Wir trafen uns in der Gast-
stätte „Stadtwächter“ zum quartals-
mäßigen Gedankenaustausch. 

Unsere Vorsitzende Sigrid Graedt-
ke informierte über die laufende Ge-
werkschaftsarbeit. Alle Senioren ver-
folgen die laufenden Tarifverhand-
lungen. Wir werden bei Demos und 
Mahnwachen vor Ort vertreten sein.

Alle freuen sich schon auf die 
nächste Zusammenkunft im Juni.

H. Friedrich

Seniorengruppe PP Haus

In gemütlicher Runde� Bild: H. Friedrich

Liebe junge Kolleginnen und Kol-
legen,

ihr habt es geschafft, die erste 
wichtige Hürde auf dem Weg zum 
Traumberuf ist genommen. Unter den 
zahlreichen Bewerbern konntet ihr 
euch durchsetzen und einigen ist si-
cher ein Stein vom Herzen gefallen, 
als ihr die ersehnte Einstellungszusa-
ge endlich in euren Händen halten 
konntet.

Herzlichen Glückwunsch! Ihr habt 
euch für einen spannenden, interes-
santen und abwechslungsreichen Be-
ruf entschieden. Um das nächste Ziel, 
den erfolgreichen Abschluss der Aus-
bildung oder des Studiums zu errei-
chen, stehen euch engagierte Dozen-
ten, Lehrer, Trainer und Prakti- 
kumsbetreuer mit umfangreichem 
Fachwissen zur Seite. 

In eurer beruflichen Entwicklung 
beginnt für euch ein neuer Lebensab-
schnitt. Studium und Ausbildung sind 
anspruchsvoll und für einige eine 
echte Herausforderung. Um sein Ziel 
bestmöglich zu erreichen, braucht es 
Herausforderungen, manchmal auch 
den Mut Umwege zu gehen. Dennoch 
sollte man sein Ziel nie aus den Au-
gen verlieren. Unser Tipp: seid von 
Anfang an dabei, bringt euch ein und 
bleibt am Ball!

Doch wir alle wissen, dass es im Le-
ben nicht immer alles so läuft wie auf 
einer frisch geteerten Autobahn. 
Schlaglöcher und einige Baustellen 

Kreisgruppe FH Polizei

Herzlich willkommen!
sollen euch jedoch nicht vom Weg ab-
bringen. Wir, die Kreisgruppe FH der 
GdP, werden versuchen, immer ein 
Ansprechpartner für euch zu sein. Wir 
werden mit euch gemeinsam nach 
Lösungen für Probleme suchen, aber 
auch Hinweise geben, wie ihr euch 
selbst einbringen könnt, um auf 
„Kurs“ zu bleiben.

 Die GdP ist die größte und ein-
flussreichste Berufsvertretung im Po-
lizeibereich. Seit über 50 Jahren setzt 
sie sich auf allen politischen Ebenen 
und in der Personalratsarbeit inner-
halb der Polizei für die Verbesserung 
der beruflichen Lage aller Polizei-
beschäftigten ein. Die GdP ist nicht 
nur in den Dienststellen für ihre Kol-
leginnen und Kollegen da, sondern 
unterstützt ihre Mitglieder auch bei 
Großeinsätzen vor Ort.

Und auch die Meinung der GdP ist 
gefragt – die Gewerkschaft der Poli-
zei ist geschätzter Ansprechpartner 
unterschiedlichster polizeilicher und 
politischer Gruppen. Sie wirkt an Ge-
setzgebungsverfahren mit, die die 
dienstlichen oder beruflichen Belan-
ge der Polizeibeschäftigten berühren. 
Als Stimme der Polizei genießt die 
GdP in der Öffentlichkeit hohes An-
sehen.

Für euch geht es konkret um die 
Absicherung der Karriere in der Poli-
zei des Landes Brandenburg. Die 
GdP hat sich deshalb konsequent für 
die Übernahme aller Azubis und Stu-

dierenden nach erfolgreicher Ausbil-
dung eingesetzt.

Wenn ihr euch für die GdP ent-
scheidet, habt ihr eine starke Organi-
sation im Rücken. Denn die Risiken 
eines mitunter gefährlichen Berufes 
darf und kann niemand allein tragen. 
Die Gewerkschaft der Polizei bietet 
ihren jungen Kolleginnen und Kolle-
gen deshalb Leistungen an, die ent-
weder durch den Mitgliedsbeitrag 
abgegolten sind oder durch Gruppen- 
bzw. Rahmenverträge zu besonders 
günstigen Konditionen in Anspruch 
genommen werden können. Die 
wichtigste Leistung der GdP ist die 
Vertretung eurer beruflichen und so-
zialen Interessen gegenüber der Poli-
tik.

Ihr habt’s erst einmal in unsere Rei-
hen geschafft – macht das Beste dar-
aus! Ich wünsche euch viel Glück und 
Freude bei der Ausbildung an der 
Fachhochschule der Polizei.

Eure GdP,
Kreisgruppe FH Polizei
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Junge Gruppe

Seit Jahren wird durch die Anwärterinnen und An-
wärter der Fachhochschule der Polizei des Landes Bran-
denburg in Oranienburg (FHPol) die Wohnungssituati-

on vor Ort kritisiert. Diesen Problemaspekt griff die 
JUNGE GRUPPE GdP Brandenburg auf und setzte sich 
das Ziel, dieser Situation entgegenzuwirken.

Ein erster Schritt stellt die Ende Januar/Anfang Feb-
ruar durchgeführte Befragung (s. Fragebogen) der An-

wärterinnen und Anwärter der FHPol. Nach Rücklauf 
der ausgefüllten Fragebögen wurden diese zentral ge-
sammelt und ausgewertet.

Im Rahmen der o. g. Befragung wurden insgesamt 
503 Fragebögen verteilt, von diesen waren bis zum heu-
tigen Zeitpunkt 404 rückläufig. 

Anhand der Auswertung ist festzustellen, dass von 
den Anwärterinnen und Anwärtern ein Bedarf an Ge-
meinschaftsgefühl (71% sehr wichtig bis wichtig) mit 
hoher Bedeutung versehen wird. Weiterhin ist hervor-
zuheben, dass eine Unterkunftsmöglichkeit zentral 
(70%) in Oranienburg (78%) gefordert wird. Als weite-
re wichtige Indikatoren sind das Umfeld (91% sehr 
wichtig bis wichtig) und die Aussagen zu Kosten (90% 
bereit über 200 € zu zahlen) herauszustellen.    

Die ausführliche Auswertung befindet sich auf der 
Internetseite GdP Brandenburg bzw. in der Anlage.

Bezahlbaren Wohnraum für die 
Polizeianwärterinnen und Polizeianwärter!!

Im Ergebnis sieht die JUNGE GRUPPE GdP Branden-
burg einen deutlichen Bedarf an einer entgeltlichen, 
zentralen Unterkunftsmöglichkeit für die Anwärterin-
nen und Anwärter der FHPol. 

Deshalb fordert die JUNGE GRUPPE GdP Branden-
burg die Landesregierung, insbesondere den Minister 
des Innern und für Kommunales auf, die langjährige 
Forderung nach einer o. g. Unterkunftsmöglichkeit zu 
beachten und zu forcieren. 

Landesjugendvorstand JUNGE GRUPPE GdP Brandenburg
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